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zusammenhängenden Verbindlichkeiten — durch Ver­
äußerung des Betriebes zu entziehen. Aber das wollte 
man eben auch nicht — und hier tritt die Kehrseite 
in Erscheinung, über die sich das Gutachten aus­
schweigt. Der nationalsozialistische Staat verlangte 
ja die Durchführung seiner „Rüstungsbefehle“ nicht 
umsonst, im Gegenteil, das Rüstungsgeschäft erzielte 
ungeheure Gewinne, und zur Erzielung dieser Gewinne 
ließ man sich.mit größter Bereitwilngkeit „zwingen“. 
„Coacti voluerunt“ — dieser klassisene terminus er­
hält hier eine tiefere Bedeutung, nämlich die, daß im 
Falle der Rüstungsindustrie von der Aufhebung der 

.„privatrechtlichen Willensfreiheit“ nicht die Rede sein 
kann, weil ihre eigene Willensrichtung mit derjenigen 
der „Befehlsstelle“ parallel verlief. Es besteht wanr- 
lich kein Anlaß, entsprechend dieser eigenen Willens­
richtung eingegangene schuldrechtlicha Verpflichtungen 
aus dem Rahmen des Privatrechts herauszuheben.

Die Gutachter geben zu, daß zur Errichtung ihrer 
Konstruktion „juristischer Mut“ aufgebracht werden 
müsse, und wir pflichten ihnen hierin bei, wenn auch 
mit einem Epitheton, daß ihnen nicht lieb sein mag. 
Die deutschen Juristen haben sich in den vergangenen 
Jahrzehnten durch die Willfährigkeit, mit der sie alles 
nachwiesen und wissenschaftlich belegten, was von 
ihnen verlangt wurde, um ihren guten Namen gebracht. 
Der Versuch, die Rüstungsindustrieilen, will sagen: die 
Hauptnutznießer des Hitlerregimes jetzt, da der Ge­
winn ' sich nicht als bleibend erwiesen hat, von der 
zivilrechtlichen Verantwortlichkeit für ihre Geschäfte 
zu befreien, gehört noch in jene Epoche. Die deutsche 
Demokratie wird nur leben, wenn es gelingt, sie zu 
überwinden.

Vortr. Bat Dr. Nathan.

Schönfelder, Deutsche Gesetze, 1. Teil, 14. neubearbei­
tete Auflage, erschienen 1947 im Biederstein Verlag 
München und Berlin (Preis: mit Ordner 10,— RM, 
ohne Ordner 7,— RM).

Im Biederstein Verlag München und Berlin ist der 
erste Teil der 14. Auflage des „Schönfelder“ erschienen. 
Titel und Inhalt sind gegenüber früher insoweit ver­
ändert, als' die verfassungs- und verwaltungsrechtlichen 
Gesetze bis auf wenige Ausnahmen fehlen. Sie sollen 
dem „Sartorius“ Vorbehalten bleiben. Die Sammlung 
beschränkt sich dadurch im wesentlichen auf das Ge­
biet des Justizrechts, bringt andererseits als neues, für 
das gesamte deutsche Gebiet geltendes Recht die grund­
sätzlichen die Justiz betreuenden Anordnungen des 
Kontrollrats und einige Gesetze der Militärregierungen, 
die in den drei westlichen Besatzungszonen in Gel­
tung sind.

Die Bedenken, die in der heutigen Übergangszeit 
gegen die Herausgabe von Gesetzestexten oder gar von 
Gesetzessammlungen bestehen, werden von dem Ver­
lag, der anstelle des vermißten früheren Herausgebers 
die Neubearbeitung selbst übernommen .hat (warum 
wird der Bearbeiter nicht genannt?), ' nicht ver­
kannt. Um diesen Bedenken zu begegnen und zugleich 
dem dringenden Bedürfnis nach Textausgaben gerecht 
zu werden, wird ein Mittelweg gewählt: Es werden 
zunächst nur die Gesetze gebracht, die nach Ansicht 
des Herausgebers weniger zu Zweifelsfragen über ihre 
Anwendbarkeit Anlaß geben,- wie das BGB mit Neben­
gesetzen, das HGB mit Nebengesetzen, das ZVG, die 
KO — bedurfte eS"noch des Abdrucks der Kriegsaus- 
gleichsVO? — und die Vergl.O. (Gleichwohl hätte es 
sich auch bei diesen Gesetzen empfohlen, bei einzelnen 
Bestimmungen darauf hinzuweisen, daß ihre weitere 
Anwendbarkeit nicht unstreitig ist,-z. B. bei §§ 1595 a 

I und 1735 a BGB sowie bei den Änderungen des Adop­
tionsrechts aus der Nazizeit.) Es fehlen das StGB, die 
StPO, die ZPO, um nur die wichtigsten zu nennen. Ob 
diese für die Praxis so wichtigen Gesetze in den beiden 
nächsten Teilen der Sammlung erscheinen sollen oder 
aber zu den Gesetzen gehören, bei denen man nach 
dem Vorwort warten will, bis ihre Weitergeltung amt­
lich bestätigt oder völlig außer Zweifel gestellt ist, 
ist noch nicht zu übersehen. Aus diesen und anderen 
Gründen wird ein abschließendes Urteil über den neuen 
Schönfelder erst möglich sein, wenn die angekündigten 
Teile 2 u. 3 erschienen sind. Trotzdem kann kein Zwei­
fel daran bestehen, daß mit der Herausgabe dieser 
Sammlung einem ganz dringenden praktischen Bedürf­

nis Rechnung getragen wird. Auch der Käufer des 
stark gekürzten Schönfelder wird froh sein, wenigstens 
von einigen Gesetzen wieder einen vollständigen Text 
in den Händen zu haben. Vortr. Rat Weiss

Deutsche Rechts-Zeitschrift (DRZ); hrsgg. v. Prof. Dr.
K. S. Bader, Verlag J. C. B. Mohr, Tübingen.

A. d. Inh. d. bish. ergeh. Hefte: S c h m i d ,  .Die Legitimi­
tät der Verfassung; J e l l i n e k ,  Grundrechte’und Gesetzes­
vorbehalt (H. 1/461. G ö n n e n w e i n ,  Kommunalrechtiiche 
Gegenwartsfragen; C i t r o n ,  Zum neuen Arbeitsgerichts­
gesetz (H. 2/461. W e i g e l i n ,  Die künftige Gestaltung des 
deutschen Zivilprozeßrechts; H a e n s e l ,  Nürnberger Pro­
bleme; C i t r o n ,  Zuständigkeit und Verfahren der neuen 
Arbeitsgerichte (H. 3/46). K e r n ,  Der Friedensrichter; 
S c h,ö n k e , Unrechtsbewußtsein, Vorsatz und Irrtum 
(H. 4/46). B e i t z k e ,  Zum Ehegesetz vom 20. 2. 1946 
(H. 5/46). N i e t h a m m e r ,  Sinn und Wirkung des §50 
StGrs (H. 6/46). J a g u s ch , Haftung des kriegsgeschädigten 
Hypothekenschuldners; G ö n n e n w e i n ,  Zum neuen Woh­
nungsrecht; S c h ö n k e ,  Einige Fragen des Verfahrens in 
Ehesachen; P o e l m a n n ,  Zur Organisation der Arbeits­
gerichte (H. 1/47). D ö l l e ,  Die nachträgliche Eheschließung: 
H e s s e l ,  Neuordnung des Arbeitsrechts; S a u e r ,  Zum 
Begriff der Kollektivschuld; S c h ö n k e ,  Wahlfeststellung 
im Strafprozeß (H. 2/47). M e r k e l ,  Deutschland und die 
Verfassung der UN in völkerrechtlicher Sicht; S c h ö n k e ,  
Das schweizerische Strafgesetzbuch; S c h r ö e r , Wieder­
aufbau und Grundpfandreehte an zerstörten Grundstücken; 
R e i n f r i e d ,  Besteht zwischen Jugendarrest und Jugend­
gefängnis eihe Lücke? (H. 3/47). H a g e l ,  Wiedergut­
machung; G ü d e ,  Die Anwendung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 10 durch die deutschen Gerichte; S c h l o c h a u e r ,  
Deutschlands völkerrechtliche Stellung und die zukünftige 
Friedensregelung (H. 4/47). K l e i n  r a h m ,  Verfolgung 
privatrechtlicher Ansprüche im Verwaltungsweg; G a l -  
p e r i n / S a r t o r i u s ,  Gefahrengemeinschaft von Schuld­
ner und Gläubiger (H. 5/47).

Süddeutsche Juristenzeitung (SJZ); hrsgg. v. Prof. Dr. 
K. Geiler u. a., Verlag Lambert Schneider, Heidel­
berg.

A. d. Inh. d. bish. ersch. Hefte: H a l l s t e i n ,  Wiederherstel- 
lung-des Privatrechts (H. 1/46). W a h l ,  öffentliches Recht und 
Privatrecht; A r n d t ,  Das Strafmaß (H. 2/46). S c h ö n k e ,  
Einige Fragen der Verfassung der Strafgerichte (H. 3/46). 
A r n d t ,  Grundfragen des Verfassungsrechts (H. 4/46). 
R a d b r u c h ,  Gesetzliches Unrecht und übergesetzliches 
Recht; J e r u s a l e m ,  Zum Verfassungsproblem; B e t t e r -  
m a n n ,  Das neue Wohnungsgesetz (H. 5/46). B ö h m ,  Die 
Bedeutung der Wirtschaftsordnung für die politische Ver­
fassung; B a u e r ,  Wiederaufbau der Verwaltungsrechtspflege 
(H. 6/46). K o e h l e r ,  Die Generalklauseln im Neuaufbau 
des deutschen Bürgerlichen Rechts; L e o n a r d ,  Schadens­
ersatz für Sachen (H. 7/46). S c h m i d t ,  Probleme staat­
lichen Strafens in der Gegenwart; K r e b s ,  Zur Erneue­
rung des Gefägniswesens; T h e i ß ,  Das Merkmal der Bös­
willigkeit und d. persönlichen Eigenschaften und Verhält­
nisse; L ü d e r s ,  Zum Nürnberger Urteil; D i t t m a r ,  Das 
Problem der Schadensersatzleistung (H. 8, 9/46). Z i n n ,  Das 
staatsrechtliche Problem Deutschland; M a y e r ,  Das Ana­
logieverbot im gegenwärtigen deutschen Strafrecht; H a n ­
s e l ,  Zum Nürnberger Urteil; R e u s c h e r ,  Betrachtungen 
zum neuen Betriebsrätegesetz (H. 1/47). C o i n g , Zur Frage 
der strafrechtlichen Haftung der Richter für die Anwendung 
naturrechtswidriger Gesetze; W e b e r / S c h ö n k e ,  Der 
Einfluß der Militärstrafgerichtsbarkeit der Besatzungsmacht 
auf die deutsche Strafgerichtsbarkeit; J a c o b i ,  Ausgleichs­
und Schiedsverfahren in Arbeitsstreitigkeiten; M e i s s , Die 
Beschlagnahme von Wohnungen und Hausrat durch die Ge­
meinden und ihre Nachprüfung durch die Gerichte (H. 2/47). 
H o d e n b e r g ,  Zur Anwendung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 10 durch deutsche Gerichte; W i m m e r ,  Die Bestrafung 
von Humanitätsverbrechen und der Grundsatz „nullum crimen 
sine lege“; R a d b r u c h ,  Zur Diskussion über die Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit^ (Sondernr. März 1947). 
T r i e p e l ,  Zweierlei Föderalismus; D o e l l e ,  Die Härte­
milderungsklage; O p p l e r ,  Schiedssprüche und Betriebs­
vereinbarungen ; B e t t e r m a n n ,  Vollstreckungsschutz und 
Vollstreckungsmißbrauch; F i g g e ,  Die Verantwortlichkeit 
des Richters (H. 3, 4/47).

Monatsschrift für deutsches Recht (MDR); hrsgg. v. 
RA Dr. K. Mittelstein, Verlag Otto Meissner, Schloß 
Bleckede a. d. Elbe.

A. d. Inh. d. 1. Heftes: K i e s s e l b a c h ,  Zwei Probleme 
aus dem Gesetz Nr: 10 des Alliierten Kontrollrats; W ö h r ­
m a n n ,  Zur Aufhebung des Reichserbhofgesetzes; W i e -  
c z o r e k ,  Gedanken zu den zivilprozessualen Wiederauf­
nahmeverfahren.

Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Konkurs­
recht; hrsgg. v. Prof. Dr. J. von Gierke, Verlag 
Ferdinand Enke, Stuttgart. _

111. Band (1946), 1. Heft: v. G i e r k e ,  Das Handelsunter­
nehmen; F i s c h e r ,  Das Recht zur Fortführung alter 
Firmen durch den bisherigen Inhaber. - __
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